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 Herzlich willkommen! 
 



Projekt AQ – Ausländerrechtliche Qualifizierung 

 GGUA-Flüchtlingshilfe e.V. 
 Claudius Voigt 
 Südstr. 46 
 48153 Münster 
 0251-14486-26 
 Voigt@ggua.de 
 www.einwanderer.net 

Gefördert durch: 



Diese Präsentation (inkl.  

Hyperlinks) findet sich auch unter: 

 

www.einwanderer.net 
 

 „Was machen wir?“  Seminare 
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Die Aufenthaltspapiere 
Der Zugang zum Arbeitsmarkt 
Ausbildungsförderung 

Die Sicherung des Lebensunterhalts 
Asylbewerberleistungsgesetz 

Die geplanten Bleiberechtsregelungen 

Übersicht 



Zahlen  



Drittstaatsangehörige 



Zahlen   
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Begriffsklärung. 

Oder: Werden Mesut Özils 

Kinder einen 

Migrationshintergrund haben? 
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  geboren 1988 in Gelsenkirchen 

  seit 2007 deutscher 
 Staatsbürger 

  seine Eltern zogen im Alter von 
 zwei Jahren mit ihren Eltern aus 
 der Türkei nach Deutschland  

Migrationshintergrund 
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 § 6 Verordnung zur Erhebung der Merkmale des 
Migrationshintergrundes (MighEV) 

 

 Ein Migrationshintergrund liegt vor, wenn  

1.die Person nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder 

2.der Geburtsort der Person außerhalb der heutigen Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland liegt und eine Zuwanderung in das 
heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach 1949 
erfolgte oder 

3.der Geburtsort mindestens eines Elternteiles der Person 
außerhalb der heutigen Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland liegt sowie eine Zuwanderung dieses Elternteiles in 
das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach 1949 
erfolgte. 

 
  

„Migrationshintergrund“ 

http://www.buzer.de/gesetz/9439/index.htm
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Beispiel: Familie I. 
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Herr und Frau I. sind im Jahr 2009 mit ihren damals 

13- und 8jährigen Söhnen aus Afghanistan nach 

Deutschland geflohen, da sie sich als Christen in 

Afghanistan bedroht fühlten. 

Der Asylantrag wurde als „unbegründet“ abgelehnt, 

da nach Auffassung der Behörde („Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge“) und des Gerichts die 

Hinwendung zum Christentum nur „Taktik“ gewesen 

sei. 

Familie I. 
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Familie I. 



14 

Familie I. 
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Familie I. 
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Seit der Ablehnung des Asylantrags haben die Familienmitglieder 
eine „Duldung“. 

 Das bedeutet: Eine Abschiebung nach Afghanistan ist jederzeit 
denkbar, sobald diese von der Ausländerbehörde durchgeführt 
werden kann.  

 Frau I. arbeitet inzwischen in einem Minijob als Reinigungskraft in 
einer Bäckerei und die evangelische Kirchengemeinde. Herr I hat 
eine Teilzeitstelle als Hausmeister bei der Stadtverwaltung mit 
Tarifvertrag des Öffentlichen Dienstes. 

 Der ältere Sohn macht eine betriebliche Ausbildung als 
Sanitärinstallateur. Der jüngere Sohn geht in die siebte Klasse der 
Sekundarschule und ist ein sehr guter Schüler. 

 Einen Sprachkurs können die Eheleute nicht besuchen, da dies für 
Personen mit Duldung nicht möglich ist. Daher lernen sie deutsch in 
einem ehrenamtlich organisierten Sprachunterricht. 

Familie I. 
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Der jüngere Sohn spielt im Fußballverein. Bei einer Ferienfreizeit in 
den Osterferien in Spanien konnte er nicht teilnehmen, da er mit 
einer Duldung nicht ins Ausland reisen darf. 

 Die Bruder der Frau lebt in Hannover. Wenn die Familie ihn 
besuchen will, muss sie eine „Verlassenserlaubnis“ beantragen, da 
sie das Land NRW eigentlich nicht verlassen darf. 

 Die erwachsene Tochter der Familie ist mit einem Niederländer 
verheiratet und lebt in Holland. Besuche in Holland sind nicht 
möglich. Im Frühjahr war die Mutter dennoch dort und hatte große 
Angst, kontrolliert zu werden.  

 Seit mehreren Jahren wartet die Familie darauf, ob sie ein 
Aufenthaltsrecht in Deutschland erhalten kann oder nicht. 

Familie I. 



Aufenthalt nach dem 

Aufenthaltsgesetz für 

Drittstaatsangehörige 



Die fünf „Aufenthaltstitel“ 



1. Visum 





Visum 
 Im Herkunftsstaat zu beantragen 

 i.d.R. bis drei Monate 

 Als Schengen-Visum für einen kurzfristigen oder 

nationales Visum für einen langfristigen 

Aufenthalt 

 zweckgebunden (i.V.m. der entsprechenden 

Aufenthaltserlaubnis) 

 Arbeitsmarktzugang besteht i.d.R., außer bei 

Touristen-Visa 

 SGB-II-Anspruch kann auch mit einem Visum 

bestehen! Im Fall des Familiennachzugs steht 

dem auch nicht der Ausschlussgrund des § 7 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB II entgegen. 



2. Aufenthaltserlaubnis 





Aufenthaltserlaubnis 
 Befristet, meist bis ein bis drei Jahre  

 Verlängerung möglich  

 zweckgebunden  

 etwa 40 bis 50 verschiedene 

Aufenthaltszwecke 



Aufenthaltserlaubnis 
 Zum Zweck der Ausbildung (§§ 16,17, Abschnitt 3) 

 besondere Regelungen zum Arbeitsmarktzugang 

 

 Zum Zweck der Erwerbstätigkeit (§§ 18-21 Abschnitt 4) 

i. d. R. Beschäftigung mit Zustimmung der ZAV  

 

 aus humanitären Gründen (§§ 22-26 Abschnitt 5) 

Beschäftigung ist zustimmungsfrei, eine Erlaubnis 

durch die ABH kann erteilt werden.   

 

 aus familiären Gründen (§§ 27-36 Abschnitt 6) 

jede Erwerbstätigkeit ist per Gesetz erlaubt 

 

 

 

 



Beispiel 
Frau K. ist Studierende aus Russland.  

Sie hat während des Studiums eine AE nach § 16 Abs. 1AufenthG. 

 Jede Beschäftigung ist erlaubt bis zu 120 ganze Tage im Jahr, 

zusätzlich Praktika und Tätigkeiten an der Hochschule. 

Ihr Mann zieht ebenfalls nach Deutschland und erhält eine AE 

nach § 30 AufenthG. 

 Er hat die Berechtigung zur unbegrenzten Ausübung jeder 

Erwerbstätigkeit. 

Frau K. schließt ihr Studium erfolgreich ab. Sie erhält für bis zu 18 

Monate einer AE nach § 16 Abs. 4 AufenthG zur Suche eines 

dem Abschluss entsprechenden Arbeitsplatzes. 

 Während dieser Zeit ist jede Erwerbstätigkeit uneingeschränkt 

erlaubt. 

 

 

 



Beispiel 
Frau K. findet eine Beschäftigung, die zu ihrem Abschluss passt. 

 Sie erhält eine AE nach § 18 AufenthG für die Ausübung 

dieser Beschäftigung ohne Zustimmung der ZAV. 

 Nach insgesamt dreijährigem Aufenthalt (Studienzeiten mit  

§ 16 zählen nur zur Hälfte und nur bis zu zwei Jahre mit) darf 

sie jede andere Beschäftigung ebenfalls zustimmungsfrei 

ausüben. 

 Nach zwei Jahren mit der AE nach § 18 kann Frau K. eine 

Niederlassungserlaubnis erhalten. 



Aufenthaltserlaubnis 
 Im Normalfall besteht mit jeder Aufenthaltserlaubnis 

Zugang zum SGB II (Hartz IV) 

 Ausnahmen wegen § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB II 
(AsylbLG): 

   § 23 Abs. 1 „wegen des Krieges im Heimatland“ 
  § 25 Abs. 4 Satz 1,  

  § 25 Abs. 4a und b 
  § 25 Abs. 5 AufenthG  

 Ausnahmen wegen § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
(Arbeitsuche): 
  § 16 Abs. 4 und 5b 

  § 17 Abs. 3  
  § 18c AufenthG 

 
→ In diesen Fällen besteht die Arbeitsmarktförderung 

nur im Rahmen des SGB III 

 



Sozialleistungen 

Aufenthaltsgestattung AsylbLG 

Duldung AsylbLG 

Aufenthaltserlaubnis 

§ 25 Abs. 1+2 SGB II 

§ 25 Abs. 3 SGB II 

§ 25 Abs. 4 S. 1 AsylbLG 

§ 25 Abs. 4 S. 2 SGB II 

§ 25 Abs. 5 AsylbLG; künftig SGB II (nach 18 Monaten 

vorheriger Duldung) 

§ 25 Abs. 4a und 4b AsylbLG; künftig SGB II 

§ 23 Abs. 1 SGB II 

§ 23 Abs. 1 „wegen des Krieges im Heimatland“ AsylbLG 

§ 23a SGB II 

§ 23 Abs. 2 SGB II 

§ 18a SGB II 

§ 25a SGB II 



Sonderfall 1:  

Fiktionsbescheinigung „Fortgeltungsfiktion“ 
(§ 81 Abs. 4 AufenthG) 

 Wenn die Verlängerung einer AE beantragt ist, aber 

über den Antrag noch nicht entschieden werden kann 

 Der Aufenthalt gilt „fiktiv“ als erlaubt 

 Recht auf Sozialleistungs- u. Arbeitsmarktzugang wie 

beim bisherigen Aufenthalt 

 



Sonderfall:  

Fiktionsbescheinigung „Fortgeltungsfiktion“ 
(§ 81 Abs. 4 AufenthG) 

 Wenn die Verlängerung einer AE beantragt ist, aber 

über den Antrag noch nicht entschieden werden kann 

 Der Aufenthalt gilt „fiktiv“ als erlaubt 

 Recht auf Sozialleistungs- u. Arbeitsmarktzugang wie 

beim bisherigen Aufenthalt 

 



Sonderfall 2:  

Fiktionsbescheinigung „Erlaubnisfiktion“ 

(§ 81 Abs. 3 Satz 1 AufenthG) 

 Wenn eine AE erstmalig beantragt ist, aber über den 

Antrag noch nicht entschieden werden kann 

 i.d.R. nach Flüchtlingsanerkennung oder nach 

visumsfreiem Aufenthalt 

 Der Aufenthalt gilt „fiktiv“ als erlaubt 

 Arbeitsmarktzugang wie in der Nebenbestimmung 

vermerkt 



Sonderfall:  

Fiktionsbescheinigung „Duldungsfiktion“ 

(§ 81 Abs. 3 Satz 2 AufenthG) 

 Wenn eine AE verspätet beantragt wird, aber über 

den Antrag noch nicht entschieden werden kann 

 Der Aufenthalt gilt als geduldet 

 Berechtigung nach AsylbLG, Arbeitsmarktzugang wie 

bei der Duldung 



3. Blaue Karte-EU  

 (§ 19a AufenthG) 





Blaue Karte-EU (§ 19a AufenthG) 
 Hochschulabschluss und Einkommen mind.  47.600 

Euro, ohne Zustimmung der ZAV 

 Hochschulabschluss in einem Mangelberuf, 

ortsüblicher Lohn, mindestens 37.128 €, Prüfung der 

Beschäftigungsbedingungen durch die ZAV. 

 Befristet 

 Niederlassungserlaubnis nach 33 Monaten 

Beschäftigung  

 Nach 21 Monaten, wenn Sprachkenntnisse B1 



4. Niederlassungserlaubnis 

 
 

 



 
 

 



Niederlassungserlaubnis 
 Unbefristet 

 Keine Einschränkungen beim 

Sozialleistungszugang und beim 

Arbeitsmarktzugang 

 i.d.R. nach fünf Jahren rechtmäßigem Aufenthalt 

bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen 

(Lebensunterhalt, Sprachkenntnisse usw.) 

 Für anerkannte Flüchtlinge nach drei Jahren 

Aufenthalt (ohne Lebensunterhalt und 

Sprachkenntnisse) 

 

 

 



5. Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU  

(§ 9a AufenthG) 





 Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU  

(§ 9a AufenthG) 
 prinzipiell wie Niederlassungserlaubnis 

 Aber: Die dauerhafte Niederlassung in einem 

anderen EU-Staat ist möglich 

 Keine Einschränkungen beim Sozialleistungs- und 

Arbeitsmarktzugang 

 Weitere Infos hier 

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/daueraufenthalt_iq-neu.pdf


Die sonstigen 

„Aufenthaltspapiere“ 



Aufenthaltsgestattung  

(§ 55 AsylVfG) 

 





Aufenthaltsgestattung  

(§ 55 AsylVfG) 
 Leistungen nach dem AsylbLG, keine Leistungen 

nach dem SGB II 

 Leistungen nach dem SGB III: 

→ In den ersten drei Monaten des Aufenthalts 

Beratung und Vermittlung in künftige 

Beschäftigungsverhältnisse 

→ Nach den ersten drei Monaten: sämtliche 

Leistungen des SGB III 

→ Ausnahmen bestehen für BAB, BvB, abH, BaE 

( § 59 SGB III) 



Duldung  

(§ 60a AufenthG) 



 



Duldung (§ 60a AufenthG) 
 Etwa 90.000 

 Zur Ausreise verpflichtet, Abschiebung kann oder soll 

aber nicht durchgeführt werden 

 Berechtigung nach AsylbLG 

 Keine Leistungen nach SGB II 

 Leistungen nach dem SGB III sind möglich 



Duldung (§ 60a AufenthG) 
 

 Leistungen nach dem SGB III: 

→ In den ersten drei Monaten des Aufenthalts 

Beratung und Vermittlung in Ausbildung, Praktika 

sowie künftige Beschäftigungsverhältnisse 

→ Nach den ersten drei Monaten: sämtliche 

Leistungen des SGB III 

→ Ausnahmen bestehen für BAB, BvB, abH, BaE ( 

§ 59 SGB III) 

 

 

 

 

 

 

 



Die Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktzugangs 

für drittstaatsangehörige Personen. 
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Willkommenskultur 2.0 

Das neue Beschäftigungsrecht. 



Die Neuordnung des  

Beschäftigungsrechts 

 Beschäftigungsverordnung (BeschV) 
  für neu einreisende Ausländer_innen 

 Beschäftigungsverfahrensverordnung (BeschVerfV) 
  für in Deutschland lebende Ausländer_innen 

werden seit 1. Juli 2013 ersetzt durch die neue 
 

  Beschäftigungsverordnung (BeschV) 
   für neu einreisende und 

  in Deutschland lebende Ausländer_innen 

 

 Zusätzlich: Einzelne Änderungen im 
Asylverfahrensgesetz und im Aufenthaltsgesetz seit 6. 
September 2013 sowie in der BeschV und im AsylVfG 
2014 

  



14 Tage  

(§ 36 BeschV) 

ABH 

Erlaubnis zur 

Beschäftigung? 

Erlaubnis zur 

Beschäftigung! 

Zustimmung zur 

Beschäftigung! 

ZAV 

Ausländer 

Zustimmung zur 

Beschäftigung? 

  

-Evtl. Vorrangprüfung 

-Lohnprüfung 



Aufenthaltsgestattung 



 drei Monate Wartefrist für die Arbeitserlaubnis  

(§ 61 Abs. 2 AsylVfG) 

 Zeiten der Duldung und Aufenthaltserlaubnis werden 

angerechnet 

 Nach drei Monaten ohne Zustimmung der ZAV möglich: 

betriebliche Ausbildung, FSJ, Praktika im Rahmen von Schul- oder 

Berufsausbildung oder im Rahmen eines EU-geförderten 

Programms 

 Mit inländischem Hochschulabschluss für eine dem Abschluss 

entsprechende Beschäftigung 

 mit ausländischem Hochschulabschluss, wenn die Kriterien der 

Blauen Karte erfüllt werden (mind. 47.600 € brutto / Jahr) für eine 

dem Abschluss entsprechende Beschäftigung 

 Nach drei Monaten: Für andere Beschäftigungen mit Vorrang- und 

Lohnprüfung 

 

 

 

 

 



 Ohne Vorrangprüfung: 

 mit ausländischem Hochschulabschluss in einem Mangelberuf 

(Naturwissenschaftler, Mathematiker, Ingenieure, Ärzte und IT-Fachkräfte), 

wenn sie die erleichterten Kriterien der Blauen Karte nach § 2 Abs. 2 

BeschV erfüllen (mind. 37.128 € brutto / Jahr) 

 mit einem inländischen, qualifizierten (mindestens zweijährigen) 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entsprechende 

Beschäftigung 

 Personen mit einem ausländischen, als gleichwertig anerkannten 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entspr. Beschäftigung 

wenn es sich um einen Mangelberuf der Positivliste der Bundesagentur für 

Arbeit handelt 

 befristete praktische Tätigkeit (Praktikum, Nachqualifizierungsmaßnahme 

o. ä.), die für die Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlusses 

oder für die Berufserlaubnis in einem reglementierten Beruf erforderlich ist. 

 Nach 15 Monaten: jede andere Beschäftigung (eine Lohnprüfung findet 

weiterhin statt). 

 

http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051


 Nach vierjährigem Aufenthalt ohne Zustimmung der ZAV 

möglich: jede Beschäftigung (Arbeitserlaubnis durch 

Ausländerbehörde ist dennoch erforderlich) (§ 32 Abs. 2 u. 3 

BeschV)  

 Selbstständige Erwerbstätigkeit ist nicht möglich 

 



Duldung 



 drei Monate Wartefrist für die Arbeitserlaubnis  

(§ 32 BeschV) 

 Zeiten der Aufenthaltsgestattung und Aufenthaltserlaubnis 

werden angerechnet 

 Ab dem 1. Tag ohne Zustimmung der ZAV möglich: betriebliche 

Ausbildung, FSJ, Praktika im Rahmen von Schul- oder 

Berufsausbildung oder im Rahmen eines EU-geförderten 

Programms 

 Mit inländischem Hochschulabschluss für eine dem Abschluss 

entsprechende Beschäftigung 

 mit ausländischem Hochschulabschluss, wenn die Kriterien der 

Blauen Karte erfüllt werden (mind. 47.600 € brutto / Jahr) für eine 

dem Abschluss entsprechende Beschäftigung 

 Nach drei Monaten: Für andere Beschäftigungen mit Vorrang- und 

Lohnprüfung 

 

 

 

 

 



 Ohne Vorrangprüfung: 

 mit ausländischem Hochschulabschluss in einem Mangelberuf 

(Naturwissenschaftler, Mathematiker, Ingenieure, Ärzte und IT-Fachkräfte), 

wenn sie die erleichterten Kriterien der Blauen Karte nach § 2 Abs. 2 

BeschV erfüllen (mind. 37.128 € brutto / Jahr) 

 mit einem inländischen, qualifizierten (mindestens zweijährigen) 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entsprechende 

Beschäftigung 

 Personen mit einem ausländischen, als gleichwertig anerkannten 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entspr. Beschäftigung 

wenn es sich um einen Mangelberuf der Positivliste der Bundesagentur für 

Arbeit handelt 

 befristete praktische Tätigkeit (Praktikum, Nachqualifizierungsmaßnahme 

o. ä.), die für die Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlusses 

oder für die Berufserlaubnis in einem reglementierten Beruf erforderlich ist. 

 Nach 15 Monaten: jede andere Beschäftigung (eine Lohnprüfung findet 

weiterhin statt). 

 

http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051


 Nach vierjährigem Aufenthalt ohne Zustimmung der ZAV 

möglich: jede Beschäftigung (Arbeitserlaubnis durch 

Ausländerbehörde ist dennoch erforderlich) (§ 32 Abs. 2 u. 3 

BeschV)  

 Selbstständige Erwerbstätigkeit ist nicht möglich 

 Bei der Duldung ist ein ausländerrechtliches Arbeitsverbot als 

Sanktion ist möglich („Erwerbstätigkeit nicht gestattet gem.  

§ 33 BeschV“) 

 

 



Duldung - Arbeitsverbot 

 Nur bei der Duldung besteht auch die Möglichkeit eines 

absoluten Arbeitsverbots als Sanktion durch die 

Ausländerbehörde (§ 33 BeschV). 

(1)  Ausländerinnen und Ausländern, die eine Duldung besitzen, darf die 

Ausübung einer Beschäftigung nicht erlaubt werden, wenn  

1. sie sich in das Inland begeben haben, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, oder 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihnen aus Gründen, die sie 

selbst zu vertreten haben, nicht vollzogen werden können. 

(2)  Zu vertreten haben Ausländerinnen oder Ausländer die Gründe 

nach Absatz 1 Nummer 2 insbesondere, wenn sie das 

Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung über ihre Identität 

oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben selbst 

herbeiführen. 

 

 

 



Duldung - Arbeitsverbot 

 Art. 6 Abs. 1 des Internationalen Paktes über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. 

Dezember 1966 (UN-Sozialpakt), in Deutschland geltendes 

Recht seit 1976 

 

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht auf Arbeit an, 

welches das Recht jedes einzelnen auf die Möglichkeit, 

seinen Lebensunterhalt durch frei gewählte oder 

angenommene Arbeit zu verdienen, umfasst, und 

unternehmen geeignete Schritte zum Schutz dieses Rechts.  



Downloads 



Downloads 

 Zusammenfassung: Neuregelung des 

Arbeitsmarktzugangs für Personen mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung (GGUA, November 2014) 

 Broschüre "Chancen für junge Menschen in 

unsicheren Aufenthaltsverhältnissen - die Hürden 

kennen und überwinden!" (zoom e.V., 2014)  

http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsmarktzugang20142.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsmarktzugang20142.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsmarktzugang20142.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf
http://www.prospektive-entwicklungen.de/images/zoom/pdfs/Chancen_fuer_junge_Menschen_in_unsicheren_Aufenthaltsverhaeltnissen.pdf


Ausbildungsförderung  

(§ 59 SGB III i. V. m. § 8 BAföG) 



D. ist als 16jähriger aus Somalia nach 

Deutschland geflohen und hat einen Asylantrag 

gestellt. Er lebt stationär in einer 

Jugendhilfeeinrichtung. Er hat eine betriebliche 

Ausbildung begonnen. 

 

Leistungen der wirtschaftlichen Jugendhilfe 

(SGB VIII) sichern seinen Lebensunterhalt. 

 

Es wird ein Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 

7 Satz 1 AufenthG wegen Existenzgefährdung in 

Somalia festgestellt. Er erhält eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG. 

 
 

 



Er wird volljährig und die Jugendhilfe endet. 

Er muss nun die üblichen Sozialleistungen 

beantragen, da sein Ausbildungsentgelt nicht 

ausreicht. 

Leistungen nach BAB werden nicht 

erbracht, da er noch nicht vier Jahre in 

Deutschland lebt. (§ 59 SGB III i. V. m.  

§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAFöG). 

 

Leistungen nach SGB II werden nicht 

erbracht, da er eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolviert. (§ 7 Abs. 

5 SGB II). 

 



 

 

Die Folge ist: Er muss die Ausbildung 

abbrechen und erhält dann Leistungen nach 

dem SGB II. Das Jobcenter hat die Aufgabe, 

ihn dann so schnell wie möglich in Arbeit 

oder Ausbildung zu integrieren. 

 

 

 



 

Lösungsmöglichkeiten: 

 

Die Jugendhilfe wird über den 18. 

Geburtstag hinaus verlängert. Oder: 

 

§ 27 Abs. 4 SGB II: 

 

„Leistungen können als Darlehen für 

Regelbedarfe, Bedarfe für Unterkunft und 

Heizung und notwendige Beiträge zur 

Kranken- und Pflegeversicherung erbracht 

werden, sofern der Leistungsausschluss 

nach § 7 Absatz 5 eine besondere Härte 

bedeutet.“  

 

 



Ausbildungsförderung 

 Zugang zu diesen Leistungen unabhängig vom 

Aufenthaltsstatus: 

 

 Wenn Jugendlicher selbst bereits fünf Jahre in 

Deutschland lebt und gearbeitet hat 

 Wenn mind. ein Elternteil innerhalb der letzten 

sechs Jahre drei Jahre gelebt und gearbeitet hat (in 

Ausnahmefällen: verkürzt auf sechs Monate); 

Kindererziehungszeiten zählen für BAB als 

Erwerbstätigkeit. 



Ausbildungsförderung 

 Ansonsten unter folgenden Voraussetzungen: 

 

 Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU 

 Aufenthaltserlaubnisse: differenziert nach Paragraf 

und Voraufenthaltszeit (vgl. § 8 BAföG)!  

 Duldung: vier Jahre Aufenthalt in Deutschland, nur 

für betriebliche Berufsausbildung 

 Aufenthaltsgestattung: gar nicht 

http://www.gesetze-im-internet.de/baf_g/__8.html
http://www.gesetze-im-internet.de/baf_g/__8.html
http://www.gesetze-im-internet.de/baf_g/__8.html


Handlungsbedarfe 

 Abschaffung der ausländerrechtlichen Einschränkungen bei 

der Ausbildungsförderung 

 Abschaffung der Wartefristen und Arbeitsverbote bei Duldung 

und Aufenthaltsgestattung 

 Abschaffung des nachrangigen Arbeitsmarktzugangs bei 

Duldung und Aufenthaltsgestattung sowie § 38a AufenthG 

 Abschaffung des AsylbLG zur besseren Teilhabemöglichkeit 

bei der Arbeitsförderung 

 Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs mit allen 

Aufenthaltspapieren 
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Jenseits der Paragrafen 

  

 Prof. Thorsten Kingreen, Verwaltungsrechtler an der Uni 

Regensburg 

„Sozialrechtliche Zugehörigkeit emanzipiert sich von den 

formalen staatsrechtlichen Kategorien, die für die Frage, was 

ein Mensch für die Sicherung seiner Existenz benötigt, ohnehin 

niemals Bedeutung hatten. Normen, die Ausländer beim Bezug 

existenzsichernder Leistungen gleichwohl nach wie vor 

gegenüber Inländern benachteiligen, sind allenfalls noch 

Ausdruck symbolischer Sozialpolitik, die suggeriert, man könne 

das Sozialsystem durch Leistungsbeschränkungen zu Lasten 

einzelner gesellschaftlicher Gruppen sanieren. Als Signal an 

die Betroffenen, nicht dazuzugehören, ist sie 

integrationspolitisch indes eher kontraproduktiv.“ 
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Die Sicherung des 

Lebensunterhalts 
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Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 

 (§ 5  AufenthG) 

(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, 

dass  

1. der Lebensunterhalt gesichert ist, 

1a.die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen 

Staat berechtigt ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers 

geklärt ist, 

2. kein Ausweisungsgrund vorliegt, 

3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 

besteht, der Aufenthalt des Ausländers nicht aus einem 

sonstigen Grund Interessen der Bundesrepublik Deutschland 

beeinträchtigt oder gefährdet und 

4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird. 
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Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 

 (§ 5  AufenthG) 

(3) In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 

24, 25 Abs. 1 bis 3 sowie § 26 Abs. 3 ist von der Anwendung 

der Absätze 1 und 2, in den Fällen des § 25 Absatz 4a und 4b 

von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie 

des Absatzes 2 abzusehen. In den übrigen Fällen der 

Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 

kann von der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen 

werden.  
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„ Lebensunterhalt “ 

§ 2 Abs. 3 AufenthG 

Der Lebensunterhalt eines Ausländers ist gesichert, wenn 

er ihn einschließlich ausreichenden 

Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnahme 

öffentlicher Mittel bestreiten kann.  
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„ Lebensunterhalt “ 

 § 2 Abs. 3 AufenthG 

Nicht als Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gilt der Bezug von: 

1. Kindergeld, 

2. Kinderzuschlag, 

3. Erziehungsgeld, 

4. Elterngeld, 

5. Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem Dritten 

Buch Sozialgesetzbuch, dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz und dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz und 

6. öffentlichen Mitteln, die auf Beitragsleistungen beruhen 

oder die gewährt werden, um den Aufenthalt im Bundesgebiet zu 

ermöglichen. 
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„ Lebensunterhalt “ 

2.3.1.2 ff. AVWV zum AufenthG 

 Der Lebensunterhalt eines Ausländers ist insbesondere nicht gesichert, wenn 

er für sich selbst einen Anspruch auf Leistungen hat 

 zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, 

 der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII, 

 der Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII oder entsprechende Leistungen 

nach SGB VIII oder 

 nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
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„ Lebensunterhalt “ 

2.3.1.2.4 AVWV zum AufenthG 

 Auf den tatsächlichen Bezug kommt es nicht an. 

 Eine Sicherung des Lebensunterhalts liegt auch dann nicht vor, 

wenn Wohngeld tatsächlich bezogen wird. 
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„ Lebensunterhalt “ 

2.3.1.4 AVWV zum AufenthG 

 Dagegen ist der Lebensunterhalt gesichert, wenn der Ausländer 

Kindergeld, Kinderzuschlag und Erziehungsgeld oder Elterngeld oder 

öffentliche Mittel in Anspruch nimmt, die auf einer Beitragsleistung 

beruhen (z. B. Leistungen aus der Kranken- oder Rentenversicherung 

und das Arbeitslosengeld I) oder gerade zu dem Zweck gewährt 

werden, dem Ausländer einen Aufenthalt im Bundesgebiet zu 

ermöglichen.  
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„ Lebensunterhalt “ 

2.3.2 AVWV zum AufenthG 

 Darüber hinaus setzt die Lebensunterhaltssicherung des 

Ausländers voraus, dass er seine Unterhaltspflichten gegenüber 

den in Deutschland lebenden Familienangehörigen erfüllen 

kann. 



Fallbeispiele 
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Fallbeispiel 1 

 Herr J. lebt seit vielen Jahren in Deutschland und hat die 

deutsche Staatsangehörigkeit angenommen. Seine 

12jährige Tochter lebt noch in Tunesien. Ihre Mutter, bei der 

sie bislang lebte, ist nun bei einem Unfall gestorben. 

 

 Herr J. möchte die Tochter nach Deutschland holen und 

fragt, ob dafür sein Lebensunterhalt gesichert sein muss. 
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Fallbeispiel 2 

 Herr und Frau J. leben seit neun Jahren in Deutschland. 

Herr J. hat nur eine Duldung, da er Straftaten begangen hat. 

Frau J. hat eine Niederlassungserlaubnis. Leider haben 

beide keine Arbeit. 

 

 Jetzt haben sie in Deutschland ein Kind zur Welt gebracht 

und fragen, welche Aufenthaltserlaubnis das Kind erhalten 

wird und ob für diese Aufenthaltserlaubnis der 

Lebensunterhalt gesichert sein muss.   
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Fallbeispiel 3 

 Frau K. lebt seit zehn Jahren in Deutschland und hat eine 

Niederlassungserlaubnis. Sie ist schwanger von dem 

russischen Staatsbürger Herrn K., den sie nun auch 

geheiratet hat. Das Kind soll in einem Monat in Deutschland 

zur Welt kommen. 

 

 Herr K. möchte nun eine Aufenthaltserlaubnis als Ehegatte 

erhalten. Allerdings reicht das Einkommen von Frau K. nicht 

aus, um den Lebensunterhalt zu sichern. Kann Herr K. 

trotzdem ein Visum und eine Aufenthaltserlaubnis erhalten? 
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Fallbeispiel 4 

 Herr Müller hat eine türkische Staatsbürgerin, Frau Müller-

Atalan, geheiratet. Sie möchte nun zu ihrem Mann nach 

Deutschland ziehen. 

 Leider ist der Lebensunterhalt des Ehepaares in 

Deutschland nicht gesichert. Kann sie trotzdem eine 

Aufenthaltserlaubnis erhalten? 
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Fallbeispiel 5 

 Herr Atalan ist seit zwei Jahren deutscher Staatsbürger. 

Ursprünglich kommt er aus der Türkei, wo er zuvor gelebt 

und gearbeitet hat. Er hat nun eine türkische Staatsbürgerin 

geheiratet, die zu ihm nach Deutschland kommen möchte. 

 Muss der Lebensunterhalt gesichert sein? 
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Fallbeispiel 8 

 H. Ist achtzehn Jahre alt und geht in die zwölfte Klasse des 

Gymnasiums. Sie hat seit fünf Jahren eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG und lebt 

mit ihren Eltern zusammen von Hartz 4. 

 

 Kann sie eine Niederlassungserlaubnis erhalten? 
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Fallbeispiel 10 

 Herr K. hat eine Niederlassungserlaubnis nach § 9 AufenthG 

Er ist seit einigen Jahren arbeitslos und lebt von Hartz 4. Er 

bewirbt sich und erfüllt die Anforderungen des Jobcenters. 

 

 Er fragt, ob ein Antrag auf Einbürgerung Sinn machen 

würde. 



Das menschenwürdige 
Existenzminimum –  

Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 



§ 1 Abs. 1 AsylbLG – „Leistungsberechtigte“ 

Personen mit: 

 Aufenthaltsgestattung (§ 55 AsylVfG) 

 Duldung (§ 60a AufenthG) 

 Vollziehbar Ausreisepflichtige 

 Aufenthaltserlaubnis (AE) nach 

→ § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 

→ § 25 Abs. 4a und 4b AufenthG 

→ § 25 Abs. 5 AufenthG 

→ § 23 Abs.1 AufenthG (wenn AE wegen des Krieges im 

Heimatland erteilt worden ist) 



Die geänderten Leistungen nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz – 

 

 

Folgen des Urteils des 

Bundesverfassungsgerichtes vom  

18. Juli 2012 



Das Urteil – Aus den Leitsätzen 

Die Höhe der Geldleistungen nach § 3 des AsylbLG ist evident 

unzureichend, weil sie seit 1993 nicht verändert worden ist.  

Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 

Abs. 1 GG garantiert ein Grundrecht auf Gewährleistung eines 

menschenwürdigen Existenzminimums.  

Art. 1 Abs. 1 GG begründet diesen Anspruch als Menschenrecht.  



Das Urteil – Aus den Leitsätzen 

 Er umfasst sowohl die physische Existenz des Menschen als auch die 

Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher 

Beziehungen und ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, 

kulturellen und politischen Leben. 

 Das Grundrecht steht deutschen und ausländischen 

Staatsangehörigen, die sich in der BRD aufhalten, gleichermaßen 

zu.  

 Bestimmte Bedarfe dürfen nicht aus Abschreckungsgründen verneint 

werden 



Migrationspolitische Interessen 

 „Migrationspolitische Erwägungen, die Leistungen an 

Asylbewerber und Flüchtlinge niedrig zu halten, (…) können von 

vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter das 

physische und soziokulturelle Existenzminimum 

rechtfertigen.“ 



Migrationspolitische Interessen 

 

 „Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte 

Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht 

zu relativieren.“ 



Aufnahme syrischer Familienangehöriger 



Die geplanten 

Bleiberechtsregelungen 



102 

§ 25a Absatz 1 Satz 1 AufenthG-RE  

(1) Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten 

Ausländer soll [statt kann] eine AE erteilt werden, wenn  

1. er sich seit vier [statt sechs] Jahren ununterbrochen erlaubt, 

geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im 

Bundesgebiet aufhält,  

2. er erfolgreich im Bundesgebiet eine Schule besucht oder 

einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss erworben 

hat und 

3. Der Antrag auf Erteilung der AE vor Vollendung des 27. 

Lebensjahres gestellt wird und  

4. gewährleistet erscheint, dass er sich aufgrund seiner bis-

herigen Ausbildung und Lebensverhältnisse in die Lebens-

verhältnisse der BRD einfügen kann. 



Begründung zu § 25a Abs. 1 AufenthG-RE  

Durch die Neufassung wird nur noch auf einen mindestens 

vierjährigen Voraufenthalt und den erfolgreichen Schulbesuch 

als anerkennenswerte Integrationsleistung abgestellt.  

Damit können auch Kinder und Jugendliche von dieser 

Regelung profitieren, die noch nicht das 15. Lebensjahr erreicht, 

aber gleichwohl bereits anerkennenswerte Integrations-

leistungen unter Beweis gestellt haben.  

 [Antragstellung auch mit 12 Jahren?] 

103 



Begründung zu § 25a Abs. 1 AufenthG-RE  

Mit der Erhöhung des Antragsalters auf 27 Jahre kann zudem 

ein weit größerer Personenkreis als bisher von der Regelung 

des § 25a profitieren. Da diese Regelung auf den Perso-

nenkreis der Jugendlichen und Heranwachsenden ausgerichtet 

ist, erscheint eine Deckelung auf das Alter von 27 Jahren 

sachgerecht und korrespondiert insoweit mit den Bestimmungen 

des Kinder- und Jugendhilferechts (SGB VIII). 
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§ 25b Bleiberechtsregelung 

(1) Einem geduldeten Ausländer kann abweichend von § 5 Abs. 1 

Nr. 1 und Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 

wenn er sich nachhaltig in die Lebensverhältnisse der BRD 

integriert hat. Dieses ist insbesondere der Fall, wenn der 

Ausländer  

1. sich seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit 

einem minderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft 

lebt, seit mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, 

gestattet oder mit einer AE im Bundesgebiet aufgehalten hat,  

2. sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung der BRD 

bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesell-

schaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 

verfügt,  



§ 25b Bleiberechtsregelung 

3. seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit 

sichern kann oder bei der Betrachtung der bisherigen Schul-, 

Ausbildungs- oder Einkommenssituation sowie der familiären 

Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen 

Lebensunterhalt im Sinne von § 2 Absatz 3 sichern wird  

4. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des 

Niveaus A 2 des GERR verfügt und  

5. bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen 

Schulbesuch nachweist.  



§ 25b Bleiberechtsregelung 

(2) Die Erteilung einer AE nach Abs. 1 scheidet aus, wenn der 
Ausländer  

1. die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche 
Angaben, durch Täuschung über die Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung zumutbarer 
Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von 
Ausreisehindernissen verhindert oder verzögert,  

2. Bezüge zu extremistischen oder terroristischen 
Organisationen hat oder  

3. wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen 
Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt 
bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 TS wegen Straftaten, 
die nach diesem Gesetz oder dem AsylVfG nur von 
Ausländern begangen werden können, im Einzelfall außer 
Betracht bleiben.  

 
 



§ 25b Bleiberechtsregelung 

Ein vorübergehender Bezug von Sozialleistungen ist für die 
Lebensunterhaltssicherung in der Regel unschädlich bei  

1. Studierenden an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule sowie Auszubildenden in 
anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen,  

2. Familien mit minderjährigen Kindern, die vorübergehend auf 
ergänzende Sozialleistungen angewiesen sind,  

3. Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, denen eine 
Arbeitsaufnahme nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist. 
 


